
Piraten kapern Frachtschiff
24 Mann Besatzung beschossen
NAIROBI. Somalische Piraten haben im Golf von Aden ein
Frachtschiff mit 24 Mann Besatzung gekapert. Auf die Be-
satzung sei geschossen worden, teilte ein Sprecher der
Atalanta-Mission der EU-Marinestreitmacht Navfor mit.
Ob es Verletzte gab, wurde nicht berichtet. Die Piraten
seien am Donnerstag an Bord der MV „Syria Star“ geklet-
tert und hätten das Kommando übernommen.

Polens Präsident vereidigt
Komorowski legt Bekenntnis zu Europa ab
WARSCHAU. Mit einem Bekenntnis zu Europa hat der
neue polnische Präsident Bronislaw Komorowski sein Amt
angetreten. Sein Land wolle zum Kreis der „europäischen
Player“ gehören und den „alten Kontinent“ stärken und
dynamisieren, sagte der 58-Jährige gestern nach seiner
Vereidigung vor dem Parlament in Warschau. Polen solle
sich auch stärker in der Debatte um die Zukunft des „ge-
meinsamen Europas“ engagieren. Das Verhältnis zu
Frankreich und Deutschland habe dabei eine „Schlüssel-
bedeutung“ für die europäische Stabilität, betonte er.

Afghanische Bauarbeiter getötet
Sprengstoffanschläge im Osten des Landes
KABUL. Militäroperationen und Taliban-Anschläge haben
in Afghanistan erneut Zivilisten das Leben gekostet. Die
internationale Schutztruppe Isaf teilte mit, bei zwei
Sprengstoffanschlägen der Taliban in zwei ostafghani-
schen Provinzen seien am Vortag zwölf afghanische Bau-
arbeiter getötet worden. Unbeteiligte starben auch bei
einem Einsatz ausländischer und afghanischer Truppen.

VERZWEIFELTER EINSATZ: Ein Freiwilliger bei der Feuer-
bekämpfung in der Region Rjasan südöstlich von Moskau.
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SAARBRÜCKEN. Nach Ein-
schätzung des ehemaligen
Linke-Chefs Oskar Lafon-
taine ist das von seiner Par-
tei gestützte Modell einer
rot-grünen Minderheitsre-
gierung in Nordrhein-West-

falen auch auf andere west-
deutsche Bundesländer
übertragbar.

„Auf West-Länder-Ebene
ist eine Zusammenarbeit von
SPD, Grünen und der Linken
ohne weiteres möglich“,

sagte Lafontaine der „Saar-
brücker Zeitung“. Sie erge-
be sich aus Gemeinsamkei-
ten in der Bildungs-, Ener-
gie- und Kulturpolitik sowie
der Mitbestimmungsfrage
der Beschäftigten. Eine re-

guläre Regierungszusam-
menarbeit sei in Hamburg,
Hessen, Thüringen Nord-
rhein-Westfalen und im
Saarland bislang entweder
an der SPD oder den Grünen
gescheitert.

Lafontaine sieht Chance für weitere Kooperationen

BONN. Die Bonner Klima-
Gespräche haben den Hoff-
nungen für die nächste
Weltklimakonferenz im me-
xikanischen Cancún einen
Dämpfer versetzt.

US-Unterhändler Jona-
than Pershing sagte gestern
in Bonn, bei den weltweiten
Klimaverhandlungen gebe
es Rückschritte. Einige Län-
der nähmen wieder Abstand
von den Abmachungen zur
Reduzierung der Treibhaus-
gase. Auch die Entwick-
lungsländer bezeichneten

die gestern zu Ende gegan-
genen Klima-Gespräche als
frustrierend.

Die internationalen Klima-
verhandlungen stecken seit
der gescheiterten UN-Kon-
ferenz in Kopenhagen Ende
2009 in der Krise. Der Gipfel
ging mit einem Minimal-
kompromiss zu Ende. Beim
nächsten Weltklimagipfel im
Dezember soll eigentlich ein
neues Weltklimaabkommen
verabschiedet werden, das
das 2012 auslaufende Kyo-
to-Protokoll ablösen soll.

Bonner Klima-Gespräche
ohne klare Ziele beendet

Der Bremer Politologe
Lothar Probst gibt den
Grünen gute Chancen
auf einen langfristigen
Aufstieg. 

VON ANJA SCHMIEDEKE

Rot-Grün ist wieder da –
doch die Parteien sind nicht
zum Feiern aufgelegt. Ist
die Vorsicht berechtigt?

Umfragen sind Momentauf-
nahmen. Die Regie-
rung macht keine
überzeugende Poli-
tik, davon profitiert
die Opposition. Sollte
es den Koalitionspar-
teien FDP und Union
gelingen, ihre Konflik-
te beizulegen und er-
folgreich ein oder
zwei Projekte auf den
Weg zu bringen, kann die
Stimmung auch wieder dre-
hen.

Vor allem der Höhenflug
der Grünen ist erstaunlich.
Wie sehr wird der von eige-
ner Stärke getragen?

Die Grünen haben ihre Zeit in
der Opposition seit 2005 ge-
nutzt und sich programma-
tisch breiter aufgestellt. In
Großstädten erreichen sie
heute bis zu 30 Prozent. Die
Ökologie, das grüne Ur-
sprungsthema, ist in der Mit-
te der Gesellschaft angekom-
men. Daneben haben die
Grünen aber auch Konzepte
beispielsweise zu Gesund-
heitspolitik oder Mittel-
standsförderung entwickelt,
die ernsthaft diskutiert wer-
den. 

Auch personell zeigen sich
die Grünen anders als noch
zu Joschka Fischers Zeiten.

Nach dem Schock der Wahl-
niederlage 2005 haben viele
erwartet, dass in der Partei
Führungskämpfe ausbre-
chen. Das ist nicht passiert.
Die Spitzen von Fraktion und
Partei arbeiten teamorien-
tiert und gut zusammen.
Strömungen, die sich früher
heftig bekämpft haben, ge-
hen heute pfleglich miteinan-

der um, weshalb die
Partei insgesamt ein
sehr geschlossenes
Bild vermittelt.

Obwohl es große in-
haltliche Unterschie-
de gibt? 

Den Grünen gelingt
es, unterschiedliche
Positionen ihrer Mit-
glieder, etwa bei Ab-

stimmungen, zuzulassen, oh-
ne daraus sofort einen
Grundsatzkonflikt zu ma-
chen. Es gibt keine so ausge-
prägte Hackordnung wie in
anderen Parteien. Es gibt fla-
che Hierarchien, die dem
Nachwuchs mehr Raum las-
sen. In den Bundesländern
läuft sich die nächste Füh-
rungsgeneration bereits
warm. 

Wie groß ist die Gefahr,
dass die Grünen ähnlich ab-
stürzen wie die FDP?

Die Grünen sind in Umfragen
nun da, wo die FDP bei der
vergangenen Bundestags-
wahl war. Aber das Funda-
ment ist viel solider. Die Grü-
nen sind den Kinderschuhen
einer braven Juniorpartei der
SPD entwachsen. 

„Die Grünen sind kein
Juniorpartner mehr“

DÜSSELDORF. Der
frühere nordrhein-
westfälische Integra-
tionsminister Armin
Laschet hat den
Kampf um den CDU-
Landesvorsitz eröff-
net. Durch Landes-
generalsekretär An-
dreas Krautscheid
ließ er gestern in Düsseldorf
mitteilen, dass er für den
Posten des Landeschefs
kandidieren werde.

Laschet ist damit erster
und bislang einziger offiziel-

ler Kandidat für die
Nachfolge des bis-
herigen Landeschefs
Jürgen Rüttgers. Al-
lerdings soll sich
auch Bundesum-
weltminister Nor-
bert Röttgen für das
Amt interessieren.

Unterstützt wird
Laschet nicht nur von Gene-
ralsekretär Krautscheid,
sondern auch vom CDU-
Fraktionschef im Nordrhein-
westfälischen Landtag, Karl-
Josef Laumann.

Kampf um CDU-Chefsessel
in Düsseldorf eröffnet

JOHANNESBURG. Ein
Freund von Topmodel Nao-
mi Campbell hat drei mut-
maßliche Rohdiamanten den
Behörden in Südafrika über-
geben.

Die Steine hatten beim
Kriegsverbrecherprozess ge-
gen den liberianischen Ex-
Präsidenten Charles Taylor
zuletzt im Zentrum des Inte-
resses gestanden. Camp-
bells Freund Jeremy Ratcliffe
sagte gestern, er habe die
Steine am Donnerstag nach
der Aussage des Models vor

dem UN-Tribunal in Den
Haag weitergegeben.

Ratcliffe erklärte weiter,
Campbell habe ihm die Stei-
ne während einer gemeinsa-
men Zugfahrt am 26. Sep-
tember 1997 gegeben: „Ich
habe sie genommen, weil ich
dachte, es könnte illegal
sein, wenn sie Rohdiamanten
aus dem Land bringt.“ Er be-
stätigte, dass sie vorgeschla-
gen habe, dass die Steine
dem Children’s Fund von
Nelson Mandela zugute
kommen könnten.

Campbells Rohdiamanten
an Südafrika übergeben
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MOSKAU/BERLIN. Wegen
der verheerenden Brände
in Russland und des sich
ausbreitenden giftigen
Rauchs ist die deutsche
Botschaft in Moskau seit
gestern bis auf weiteres
geschlossen. Der Bot-
schaftsbetrieb sei vorüber-
gehend eingestellt wor-
den, sagte ein Sprecher
des Auswärtigen Amts.

Im Kampf gegen die
Waldbrände müssen sich
die Einsatzkräfte auf im-
mer neue Gefahren ein-
stellen. Es besteht das Risi-
ko, dass radioaktiv ver-
seuchter Boden aufgewir-
belt wird. Zu schaffen
macht den Menschen aber
vor allem der Smog.

Die Zahl der Feuertoten
stieg bis gestern nach offi-
ziellen Angaben auf 52.
Wegen der weiter andau-
ernden Jahrhunderthitze
und des Rauchs erhöhte
sich die Sterberate drama-
tisch. Nach Angaben des
Moskauer Standesamtes
stieg die Zahl der Toten im
Juli im Vergleich zum Vor-
jahresmonat um etwa 50

Prozent auf 14 340. Ein En-
de der Dürre und der sen-
genden Temperaturen war
nicht in Sicht.

Auf dem Gelände des
atomaren Forschungszen-
trums in Sarow etwa 400
Kilometer östlich von Mos-
kau loderten gestern noch
zwei Brände. Dort kämp-
fen Spezialkräfte seit Ta-
gen gegen die radioaktive
Gefahr. Trotz des starken
Rauchs, der die Löschar-
beiten behindere, sei die
Lage aber derzeit unter
Kontrolle. Zivilschutzminis-
ter Sergej Schoigu warnte
davor, dass die Brände ra-
dioaktiv verseuchten Bo-
den im Gebiet von Brjansk
aufwirbeln könnten.

Brjansk befindet sich
südwestlich von Moskau
an der Grenze zu Weiß-
russland und zur Ukraine.
Die Region ist seit der
Atomkatastrophe von
Tschernobyl 1986 beson-
ders stark von Radioaktivi-
tät betroffen. Die Stadt mit
mehr als 400 000 Einwoh-
nern liegt 300 Kilometer
von Tschernobyl entfernt.

Brände: Berlin schließt
Botschaft in Moskau

Die Stimmung ist gekippt.
Eine Mehrheit der Bürger
sähe lieber Rot-Grün in
der Bundesregierung als
Schwarz-Gelb. 

BERLIN. SPD-Chef Sigmar Ga-
briel macht den Eindruck, als
seien ihm die guten Nachrich-
ten fast unheimlich. Das Umfra-
gehoch seiner Partei sei „zual-
lererst die Quittung für die ka-
tastrophale Politik von Merkel
und Westerwelle“, meinte er.
Die eigene Partei sei allenfalls
„auf einem guten Weg“, sagte
Gabriel fast defensiv zur „Berli-
ner Zeitung“. 

Dabei hätte der SPD-Chef
nach der Erhebung des
„Deutschlandtrends“ allen
Grund zum Jubel. Erstmals seit
acht Jahren hätte Rot-Grün
wieder eine Regierungsmehr-
heit, wenn am kommenden
Sonntag gewählt würde. Mit
zusammen 48 Prozent liegt
Rot-Grün klar vor Union und
FDP, die bei der Umfrage ge-
meinsam auf 36 Prozent abge-
sackt sind.

Die SPD steigert sich in der
Umfrage von 30 auf 31 Prozent
und erreicht damit ihren besten
Wert seit Juni 2007. Dagegen
verliert die Union gegenüber
dem Vormonat zwei Punkte
und liegt nunmehr mit 31 Pro-
zent gleichauf mit der SPD. Die
Grünen halten ihre 17 Prozent.
Die FDP verharrt in der Sonn-
tagsfrage unverändert bei fünf
Prozent und wäre damit nur
knapp im Bundestag. Die Linke
kommt erneut auf zehn Prozent.

Grüne und Liberale haben die
Rollen getauscht. Doch auch
der Fraktionschef der Grünen,
Jürgen Trittin, dämpft die Er-
wartungen an eine Wiederho-
lung des rot-grünen Projektes
zu Zeiten von Kanzler Gerhard
Schröder (SPD). Grundsätzlich
sei eine Koalition nach der Wahl

2013 möglich, doch Trittin re-
klamiert größeren Gestaltungs-
spielraum für seine Partei. „Die
SPD für harte Industriepolitik,
Grüne für Lehrerthemen – das
funktioniert nicht mehr“, sagte
Trittin „Spiegel online“. 

Aus den Regierungsparteien
wurde Selbstkritik laut. „Das ist,
nach meiner Einschätzung,
nicht ein kurzfristiger Stim-

mungsumschwung, sondern
das ist ein Trend“, sagte der
Vorsitzende der CDU/CSU-Mit-
telstands- und Wirtschaftsverei-
nigung, Josef Schlarmann, dem
SWR. Vor allem die FDP-Wähler
seien „maßlos enttäuscht von
dem ersten Jahr des Regie-
rungshandelns“.

Der frühere CSU-Generalse-
kretär Thomas Goppel sagte im

Bayerischen Rundfunk, die Uni-
on habe ihre eigene Wähler-
klientel vernachlässigt. So seien
Stammwähler verloren gegan-
gen, weil man zu sehr Rand-
gruppen in den Mittelpunkt ge-
stellt habe. „Die Union ist ge-
nauso diffus in ihrem Erschei-
nungsbild wie die anderen poli-
tischen Kräfte“, kritisierte Gop-
pel.

Das Comeback von Rot-Grün
Bürger sehnen
sich nach
Wechsel

ES GEHT NACH OBEN: SPD-Chef Sigmar Gabriel hat seine Partei wieder auf Erfolgskurs gebracht. 
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